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Tätigkeitsschwerpunkte: 
Arbeitsrecht, 

Kündigungsschutzrecht,  

Ehe- und Familienrecht, Vertrags- 

und Schadensersatzrecht 

Thema: Whistleblowing 
 

Informationen zusammengestellt von Dr. Reinhard Popp 

 
Das Recht auf freie Meinungsäußerung schützt nicht  

immer vor einer Kündigung. 

 

In einem vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 

(EGMR) entschiedenen Fall ging es darum, dass eine Alten-

pflegerin, die öffentlich auf Pflegemissstände aufmerksam 

gemacht hat, ihren Arbeitgeber angezeigt hat.  

Das Arbeitsverhältnis wurde ihr daraufhin von ihrem Arbeitgeber 

wegen eines Verstoßes gegen die Loyalitätspflicht gegenüber dem 

Arbeitgeber gekündigt. 

Obwohl die Beendigung des Arbeitsverhältnisses in Deutschland 

rechtskräftig festgestellt wurde, hat der EGMR in seinem Urteil vom 

21.07.2011 (Aktenzeichen 28274/08) entschieden, dass die Arbeit-
nehmerin durch die Kündigung in ihrem Recht auf freie Meinungs-

äußerung gemäß Artikel 10 Europäische Menschenrechtskonvention 

verletzt wurde. Durch die Anzeige habe sie berechtigt gehandelt, da 

sie eine von wenigen Personen gewesen sei, die die Missstände 
erkennen konnte. Als letztes Mittel durfte sich die Arbeitnehmerin 

daher mit ihrer Anzeige an die Öffentlichkeit wenden. Dem stand 

nach Abwägung der Umstände auch die Loyalitätspflicht der Arbeit-
nehmerin gegenüber ihrem Arbeitgeber nicht entgegen, so dass die 

Kündigung unverhältnismäßig gewesen sei. 

Genutzt hat diese Entscheidung der Arbeitnehmerin zunächst wenig. 
Da die Beendigung des Arbeitsverhältnisses rechtskräftig festgestellt 

war, erhielt die Arbeitnehmerin ihren Arbeitsplatz zwar nicht zurück, 

erhielt aber, nachdem das Urteil des deutschen Gerichts nach der 

Entscheidung des EGMR falsch war, zumindest eine Entschädigung 
zugesprochen. 

Nachdem Anzeigen gegen den Arbeitgeber nur in Ausnahmefällen 

vom Recht auf freie Meinungsäußerung gedeckt sind, sollten der-
artige Maßnahmen sorgfältig geprüft werden. 

Sollten Sie diesbezüglich weitere Informationen wünschen, stehen 

wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung. 

 

Hinweis: 

Unsere Rechtsinformationen behandeln nur grundlegende Aspekte 
eines Gebietes. Im Einzelfall ist jedoch eine fachlich fundierte 

Beratung unbedingt erforderlich! 


